
In Zweierreihen marschieren 250 Stu-
denten in schwarzen Uniformen in den
Vorlesungssaal. Vorn, hinter einem lan-

gen Pult, sitzen Männer und Frauen aus
Deutschland. Sie sind nach Peking in die
„Universität des Chinesischen Volkes für
Öffentliche Sicherheit“ gekommen, um
den 250 Polizeianwärtern etwas zum The-
ma „Justiz und harmonische Gesellschaft“
zu erzählen.

Die Experten aus Deutschland reden
vom „Bürger in Uniform“, vom Respekt
vor den Menschenrechten, von Verfassung
und von Würde. Kein Häftling, lautet die
Botschaft von Hansjörg Geiger, Ex-Chef
von BND und Verfassungsschutz, dürfe 
gefoltert werden – unter welchen Um-
ständen auch immer. Nach drei Stunden ist
die Veranstaltung beendet. Zurück bleibt
die bange Frage, was in den Köpfen der
Chinesen hängengeblieben ist? Und, was
sie später einmal in der Praxis anwenden
dürfen.

Seit knapp zehn Jahren treffen sich
deutsche und chinesische Experten zum
sogenannten Rechtsstaats- und Menschen-
rechtsdialog, fast immer diskret, ohne Pu-
blikum.

Wenn der chinesische Ministerpräsident
Wen Jiabao an diesem Donnerstag nach
Berlin kommt, dann wird auch der Rechts-
staatsdialog wieder ein Thema sein. Wen
und seine Gastgeberin Angela Merkel dürf-
ten dessen Segen mit blumigen Worten
preisen. Doch sein Sinn ist umstritten.

Mit Hilfe des Dialogs könnten in China
jene Kräfte gestärkt werden, die mehr
Rechtsstaat und einen milderen Umgang
mit Andersdenkenden durchsetzen wollen,
sagen seine Befürworter. Kritiker jedoch se-
hen in dem Dialog ein Feigenblatt für deut-
sche Politiker, die sich aus Angst um Wirt-
schaftsverträge nicht trauen, in Peking Men-
schenrechtsverletzungen anzuprangern.

In keinem Land wird so leidenschaftlich
über den richtigen Umgang mit China ge-
stritten wie in Deutschland. Als die Kanz-
lerin im Herbst 2007 den Dalai Lama im
Kanzleramt empfing, geißelte Außenminis-
ter Frank-Walter Steinmeier ihren Vorstoß
als „Schaufensterpolitik“. Wie damals
beim Dalai Lama geht es auch beim
Rechtsstaatsdialog um die Frage, wie kon-
frontativ oder wie kooperativ man mit
China im Speziellen und mit Diktaturen
im Allgemeinen umgehen sollte.
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Ministerpräsident Wen, 

Staatsgast Merkel in Peking (2008) 
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Kritik auf leisen Sohlen
Seit fast zehn Jahren führen Deutschland und China einen Dialog

über Rechtsstaat und Menschenrechte – ein Instrument der 
stillen Diplomatie. Doch oft reden beide Seiten aneinander vorbei.

lange von Europa geforderte Schließung des
Lagers eben auch Unterstützung von dort.
In den vergangenen Jahren, so Sprecher
Jeffrey D. Gordon, habe man „mit mehr als
100 Ländern“ über den Transfer von Ex-
Häftlingen gesprochen – nicht immer mit
dem Erfolg, den sich das Ministerium
wünschte. „Wir hoffen, die neuen Ge-
spräche mit unseren internationalen Part-
nern, speziell in Europa, führen zu einer
Lösung des gemeinsamen Problems.“ Stein-
meiers Hilfsbereitschaft kommt deshalb im
US-Verteidigungsministerium gut an. 

In Deutschland schien die Debatte zu-
nächst entlang der Grenze zwischen In-
nen- und Außenpolitikern zu laufen. Den
einen war die Innere Sicherheit wichtig,
den anderen die Verständigung mit Ame-
rika. So erklärte der Berliner SPD-Innen-
senator Ehrhart Körting, dass er keine Lust
habe, „von diesen Leuten auch nur einen
einzigen nach Deutschland zu holen“. Ein
Guantanamo-Häftling sei, so schimpfte
Körting, „kein Trekking-Tourist“, sondern
jemand, der mit al-Qaida sympathisiere.

Im Fall von Said Ali al-Schihri, 2007 aus
Guantanamo in seine Heimat entlassen, hat
der Senator zweifellos recht: Der Saudi-
Araber steht mittlerweile im Verdacht, der
neue Vizechef der Qaida im Jemen zu sein.
„Bei Allah“, sagt er in einem Propaganda-
video, das er am Freitag voriger Woche lan-
cierte, „die Gefangenschaft hat unser Be-
harren auf den Prinzipien, für die wir in
den heiligen Krieg gezogen sind und ge-
fangengenommen wurden, nur verstärkt.“

Körting könnte sich bestätigt sehen,
doch er schweigt mittlerweile. Die Partei-
zugehörigkeiten sind wichtiger geworden.
Der SPD-Innenpolitiker Sebastian Edathy
attackiert jetzt direkt den Koalitionspart-
ner: „Das Verhalten der Union gegenüber
dem neuen US-Präsidenten ist unange-
messen“, sagt der Vorsitzende des Innen-
ausschusses. Und diejenigen Außenpoliti-
ker der Union, die eigentlich für eine 
Aufnahme von Gefangenen wären, halten
nun der Parteiräson zuliebe den Mund.

Die Kanzlerin hat sich in dem Streit bis-
her zurückgehalten. Denn die Aufnahme
ehemaliger Terrorverdächtiger aus Syrien,
Russland oder China wäre wohl keine 
populäre Maßnahme. Aber wäre es klug,
Obama sofort vor den Kopf zu stoßen? 

Außerdem, so argumentiert der Men-
schenrechtsbeauftragte der Bundesregie-
rung, Merkels Parteifreund Günter Noo-
ke, habe das Lager „dem ganzen Westen
geschadet. Insofern haben wir ein Eigen-
interesse daran, dass es schließt“.

Das findet auch Murat Kurnaz. Der Tür-
ke aus Bremen saß mehr als vier Jahre in
Guantanamo, er kann sich vielleicht am
besten vorstellen, worum es geht. „Wir re-
den von Menschen, die sieben Jahre ge-
foltert wurden“, sagt Kurnaz. „Diese Men-
schen müssen so schnell wie möglich ge-
rettet werden.“ Ralf Beste,

Kerstin Kullmann, Hans-Jürgen Schlamp



Dass der Dialog umstritten ist, liegt auch
an den Umständen seines Entstehens. Als
Merkels Vorgänger Gerhard Schröder 1999
nach China reiste, wollte er dort vor allem
den Transrapid verkaufen und weitere Ge-
schäfte anbahnen. Um diese nicht zu ge-
fährden, mochte der Kanzler mit den kom-
munistischen Machthabern in Peking nicht
über Menschenrechte streiten. Stattdessen
schlug er den Rechtsstaatsdialog vor. Über
die „Reform der Rechte und anderer Din-
ge“ wolle man sprechen, so Schröder, „im
Geiste gegenseitigen Respekts“.

Das, verkündete er, „gibt uns die Mög-
lichkeiten, auf leisen Sohlen herzukom-
men und zu sagen, was vielleicht besser
werden kann und besser werden muss“.

Aus Schröders List ist inzwischen eine
ganze Dialogwelt entstanden. Das Justiz-
ministerium leitet das Projekt, aber auch
das Entwicklungsressort ist dabei. Runde
Tische stehen in Ministerien, Universi-
täten und Max-Planck-Instituten, die poli-
tischen Stiftungen machen mit, selbst der
Deutsche Notarverein ist mit von der
Partie.

Eine Dekade nach Schröders Anstoß
läuft noch immer vieles nach seinen Vor-

stellungen: vor allem verschwiegen. Zwar
scheut seine Nachfolgerin Angela Merkel
nicht das offene Wort bei Pressekonferen-
zen, doch der leise Rechtsstaatsdialog als
Mittel der China-Politik hat seine Bedeu-
tung bewahrt. Kritik an der Menschen-
rechtslage müssen die deutschen Politiker
bei Besuchen in Peking nicht mehr äußern
– sie können stattdessen auf die Dialog-
foren verweisen. Die Frage ist: Was taugt
der Dialog?

Er unterstützt die Ausbildung von Rich-
tern, es werden Gesetze geschrieben, Prak-
tiken verändert. Doch der Erfolg ist über-
schaubar. Es gibt zwar mehr Richter in Chi-
na, aber nicht mehr Recht. Es gibt mehr
Gesetze, aber immer noch viel Willkür. 

Natürlich kann das kleine Deutschland
die kommunistische Parteidiktatur eines
1,3-Milliarden-Volks nicht dazu zwingen,
einen Rechtsstaat zu schaffen, am Ende
gar eine Demokratie. Aber ist es deshalb in
Ordnung, die Debatte über den chinesi-
schen Rechtsstaat in geheime Arbeitskrei-
se zu verlegen?

Der Brandenburger Richter Marc Spitz-
katz sitzt in einem schlichten Hörsaal in
Pekings Nationaler Richterakademie. Es
ist ein unscheinbarer Campus mit geka-
chelten Gebäuden. Früher hat Spitzkatz in
Potsdam Verkehrssünder verurteilt. Jetzt
sitzen Chinesen auf rot-grauen Stühlen vor
ihm. Sie alle sind Richter an Provinzge-
richten und hören nun, was der Fachmann
aus Potsdam zu sagen hat. „Das hier ist
die vorderste Front des Rechtsstaatsdia-
logs“, sagt Spitzkatz stolz. 

Manche seiner Zuhörer sind Querein-
steiger, haben nie eine juristische Fakultät
besucht. An diesem Nachmittag gehen sie
mit Spitzkatz einen Beispielfall durch, es
geht um die Frage, auf welcher Grundlage
die Firma Y von der Versicherungsfirma X
Geld verlangen kann, nachdem sie fünf
Computer geliefert hat.

Spitzkatz rattert souverän ein paar chi-
nesische Paragrafen herunter, ein jun-
ger Dolmetscher übersetzt. Der Deutsche
versucht, seine Zuhörer zur Mitarbeit 
zu bewegen: „Was ist ein Angebot?“, fragt
er, oder: „Was ist ein gültiger Kaufver-
trag?“ Einige Chinesen rufen schüchtern
Paragrafennummern in den Saal, aber ir-

gendwie scheint alles etwas kompliziert
zu sein. 

„Wir haben eigentlich keine großen An-
sprüche“, sagt Hinrich Julius, Leiter des
Projekts „Rechtsberatung“ in Peking. „Wir
wollen den Richtern nur einen Grundge-
danken vermitteln: Lies das Gesetz, ver-
stehe es, handle danach.“ Doch schaut man
auf die Lage in China, verblassen die Er-
folge von Spitzkatz und seinen Kollegen. In
Chinas Justiz wuchert Willkür, vor allem
wenn es darum geht, Kritikern und Quer-
denkern den Prozess zu machen. Der Ab-
schaffung der Todesstrafe und der berüch-
tigten Umerziehungslager sind die Deut-
schen nach zehn Jahren Rechtsstaatsdialog
noch keinen Zentimeter nähergekommen.

Verantwortlich dafür ist die Kommunis-
tische Partei (KP), die nach eigenen Geset-
zen vorgeht. Ein chinesischer Richter re-
präsentiert die Lokalregierung und die Par-
tei, nicht eine unabhängige Justiz. Deshalb
fällen die Richter ihre Urteile nicht nur
nach den Paragrafen, sondern auch nach
Maßgabe der KP. 

Bürgerrechtler sehen wenige Zeichen
dafür, dass das System sich mit Instrumen-
ten wie dem Rechtsstaatsdialog ändern
kann. „Die Machthaber fürchten jedes klei-
ne Stückchen Demokratie“, sagt der Pe-
kinger Rechtsdozent Xu Zhiyong. Er ist
Mitglied der „Open Constitution Initia-
tive“, einer Gruppe von Anwälten und
Rechtsexperten, die versucht, die eiserne
Umklammerung des Rechtssystems durch
die Partei zu lockern.

Xu ist eine Art Frontkämpfer für mehr
Recht und Gerechtigkeit. Aber seine Or-
ganisation ist nie zu einem der deutsch-
chinesischen Diskussionsforen eingeladen
worden – die Teilnehmer werden von der
Regierung der Volksrepublik ausgesucht. 

Bei den Treffen selbst reden die einge-
ladenen Politiker oft höflich aneinander
vorbei. Als sich eine Gruppe deutscher Poli-
tiker und chinesischer Funktionäre zum
Meinungsaustausch traf, wagte der SPD-
Mann Christoph Strässer klare Worte. „Wir
sind besorgt, dass die Praxis der Folter in
China nach wie vor verbreitet ist“, sagte er.
Außerdem, schob er nach, gehöre die
Todesstrafe endlich abgeschafft. Die Ab-
schaffung der Todesstrafe sei „selbstver-

ständlich auch unser Wunsch
und Endziel“, entgegnete sein
Diskussionspartner Shen Li-
ang, Richter am Obersten
Volksgerichtshof. Nur leider
sei es in China „momentan
noch nicht an der Zeit“. Und
dann tischte er den Deutschen
noch eine dreiste Behauptung
auf: „Die chinesischen Ge-
richtshöfe üben rechtmäßig die
unabhängige Jurisdiktion aus
und werden von keiner Orga-
nisation, keinem Verwaltungs-
organ und keiner Einzelperson
beeinflusst.“

Justizministerin Brigitte Zypries kann
die Sinnhaftigkeit eines solchen Dialogs,
so glaubt sie, wunderbar erklären: Das Ent-
stehen eines Rechtsstaats sei „ein langsa-
mer Prozess, in dessen Verlauf auch die
Rolle der Partei diskutiert werden wird“.

Antje Vollmer war 1999 mit Schröder
gemeinsam in China, sie sieht sich als Ge-
burtshelferin des Dialogs. Vollmer hält ihn
immer noch für alternativlos. 

Als Instrument der langfristigen Ent-
wicklungspolitik ist der Rechtsstaatsdialog
nützlich. Als Instanz, die deutsche Kritik
am chinesischen Unrechtssystem zu kana-
lisieren, funktioniert er jedoch nicht. So
kann Schröders List als gescheitert be-
trachtet werden. Vielleicht hat sein Ver-
such, Wirtschaftspolitik mit dem Rechts-
staatsdialog zu verbrämen, sogar dem In-
strument selbst geschadet.

„Die Dialoge haben nur ergänzenden
Charakter“, sagt Günter Nooke, Men-
schenrechtsbeauftragter der Bundesregie-
rung, „sie können Politik nicht ersetzen.“

Ralf Beste, Andreas Lorenz

Deutschland
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Zum Tode Verurteilte, Kanzler Schröder, Gastgeber Jiang (1999): „Reform der Rechte und anderer Dinge“


